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Impulse
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• Ronya ALEV,
 Amnesty International Österreich
•  Vincent PERLE, 
Menschenrechtsexperte
•  Christine SALLINGER,
 Plattform Sichtbar Werden



Sammelphase Visionen
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-Sozialplanung
-Kindergrundsicherung
-Delogierungsprävention als gesetzliche Rahmenvorgaben auf Bundesebene
-Housing First
-Die Häuser denen, die drin wohnen
-MmB können arbeiten! Nicht nur Praktikumsstellen
-Pilotprojekte in regulären Arbeitsverhältnissen umwandeln
-Mehr Budget bei Nichterreichen von Zielen in Armutsbekämpfung
-Unbürokratischer Zugang zu sozialen Rechten
-Grundrecht auf (leistbares) Wohnen
-Keine Ausschlüsse von bestimmten Personengruppen
-bedingungslose(s) Grundsicherung/-einkommen
-flexible Kinderbetreuungssysteme
-Automatische Krankenversicherung für alle in Österreich lebenden
-Bürokratische Hürden abbauen (Termine, Dokumente, …)
-„Ich bin anders und ist auch gut so! Das ist aber kein Grund mich zu 
diskriminieren!“
-Umfassender Rechtsanspruch auf alle Bereiche der Daseinsvorsorge (inkl. 
Wohnen, Existenzsicherung, …)
-Gesetzestexte in leichter Sprache sein (Bilder)
-Care-Arbeit gerecht bewerten
-Menschen mit Behinderung ab 18 Jahren selbstversichern
-Geld herschenken
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-Recht der Eltern, für jedes Kind so viel Geld zu 
bekommen, dass keine weiteren Zahlungen in 
anderen Systemen (wie Sozialhilfe) nötig sind > ca. 
500
-Umbau des Sozialsystems  Weg von konservativ- 
kooperativen zu einem sozialistischen- solidarischen 
 Steuer statt Beiträge
-Recht auf Mobilität (kostenloses Klimaticket)
-tatsächliche Anerkennung sozialer Menschenrechte 
für Alle
-Hilfe in der Not- aber echt! Und gleich (Defibrillator)
-Arbeitszeitverkürzung auf 30h/Woche (bei vollem 
Lohnausgleich)
-Existenzsichernde Sozialhilfe
-voller Einkommensersatz für Karenzeit von 2 
Jahren!
-Mindestsicherung
-alle Kinderrechte in Verfassung (Recht auf 
angemessene Lebensbedingungen)
-Sozial-ökologische Rechte
-„Die menschliche Würde kann nicht- und muss auch 
nicht erarbeitet werden“ (BVerfG, 2019) [gemeint 
ist: dt. Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 05. 
November 2019 - 1 BvL 7/16, insb. Rz 120]
-Grenzen öffnen
-Strafinstitutionen abschaffen



Visionen für 2050
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Sammelphase Maßnahmen
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-Ablehnungsrecht bei Befangenheit von Sachbearbeiter:innen
-Gesetze in einfacher Sprache
-höhere Kapazitäten und bessere Schulung von 
Behördenmitarbeiter:innen
-Vereinheitlichung durch Verfassung
-Barrierefreiheit (Schrift, Sprache, …)
-antragslose Leistung
-nachgehende Erwachsenensozialarbeit
-eine gute Mindestsicherung für ganz A
-Überbrückungssysteme bis ALG/Sozialhilfe tatsächlich ausgezahlt 
wird
-unabhängige, qualitätsvolle Rechtsberatung im Asylverfahren bis 
zum VfGH
-Kindergrundsicherung inkl. Krankenversicherung
-Unterhaltsgarantie
-Mindestsicherung/ Sozialhilfe muss ein Mindestwert sein (tatsächlich 
existenzsichernd), kein Höchstwert
-Ausbau Pflege/Gesundheitsversorgung für alle im Inland lebenden
-„Winterpaket“ das ganze Jahr (Schlafmöglichkeiten für nicht 
Anspruchsberechtigte)
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-Soziale Menschenrechte in die Verfassung 
„formulieren“ (menschenwürdiges Leben)
-Zugang zu Recht:
     *Entstigmatisierung der Rechtsmaterien
     *Barrierefreiheit (verständliche/leichte Sprache)
     *niederschwellig (unbürokratisch)
     *Verknüpfung von (vorgelagerten) Rechtslagen
     *one-stop-shop (Datenschutz)
-kostenloser/niederschwelliger/breiter Zugang zu 
Rechtsdurchsetzung
-Anspruch auf Rechtsberatung 
(themenübergreifend+ kostenlos)
-„Entmüllung“ von Materiengesetzen

Rahmenbedingungen für die Erleichterung der 
Inanspruchnahme von soz. Leistungen:

-Überbrückung bis zur Auszahlung durch andere 
Organisationen
-Übersetzung sprachlich
-Klarheit über Dokumente, die für Antrag auf 
Sozialleistungen nötig sind und one-stop-shop zur 
Dokumentenbeschaffung
-Bewusstseinsbildung Bearbeiter:innen um 
Stigmatisierung zu verringern
-Monitoring der Ermessensentscheidungen der 
Behörden zwecks einheitlicher fairer Auslegung
-Anspruchsberechtigten- Anwaltschaft, also 
Patient:innen- Anwaltschaft
-vorläufig(r) Bescheid/Auszahlung sofort (ggf mit 
Rückforderungsmöglichkeit)
-Antragslosigkeit erweitern
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Einwände
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Ausgewählte Visionen & Maßnahmen 
WS 11 – Soziale Rechte
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